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Aktenzeichen IV-2- 422.10.04 

 

bei Antwort bitte angeben 

 

 

Telefon:  

Telefax:  

 

 

Umsatzsteuer 

ID-Nr.: DE 306 505 705 

Referentenentwurf des Bundesumweltministeriums für ein Erstes 

Gesetz zur Änderung des Batteriegesetzes 

 

Ihre E-Mail vom 27.01.2020  

Aktenzeichen: WR II 3 – 30114-4/6 

 

Stellungnahme im Rahmen der Anhörung  

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

für die Übermittlung des oben genannten Gesetzesentwurfs und die Mög-

lichkeit, dazu Stellung zu nehmen, danke ich Ihnen. Insgesamt wird die 

Fortentwicklung des Batteriegesetzes begrüßt und unterstützt. Aus nord-

rhein-westfälischer Sicht sind insbesondere Änderungen auf Grund der 

veränderten Marktbedingungen bei der Rücknahme von Altbatterien und 

Akkumulatoren und dem Wegfall des Solidarsystems durch die GRS not-

wendig.  

 

Ausdrücklich befürwortet, wird  

• Der Wechsel von einer Anzeige- zu einer Registrierungspflicht      

(§ 4 BattG) für alle Hersteller von Batterien mit Überprüfung der 

Voraussetzung für die Registrierung 

• die Einbindung der stiftung ear bei der Registrierung der Hersteller 

und Erteilung von Genehmigungen sowie den Vollzug in diesem 

Bereich 
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• die Erweiterung des Kreises der berechtigten Sammelstellen um 

die freiwilligen Sammelstellen (gemeinnützige und öffentliche Stel-

len sowie wirtschaftlichen Einrichtungen)  

• die Begrenzung der Abholintervalle voller Sammelbehälter auf 14 

Tage (§ 7 Absatz 2 Nr. 3 BattG). 

 

Mein Haus sieht allerdings auch Diskussions- und Änderungsbedarf zu 

dem jetzt vorgelegten Entwurf.  

 

Im Einzelnen: 

 

• Verschiedene Begriffe, die in § 2 BattG definiert werden, werden 

auch in anderen Gesetzestexten wie zum Beispiel dem ElektroG 

definiert (z.B. Vertreiber, Hersteller und Inverkehrbringen). Hier 

wäre es wünschenswert, dass geprüft wird, ob diese Begriffsdefi-

nitionen angeglichen werden können.  

 

• Es wird angeregt, dass die stiftung ear zusätzlich ein Sammelstel-

lenverzeichnis für Altbatterien veröffentlicht. Dies wird im Bereich 

der Elektroaltgeräte bereits durch die stiftung ear durchgeführt und 

ist vor dem Hintergrund der Erweiterung des Kreises der berech-

tigten Sammelstellen um die freiwilligen Sammelstellen sinnvoll, 

um die Endnutzer über die Rückgabemöglichkeiten zu informieren. 

 

• Der Entwurf sieht die Einführung eines Bevollmächtigten vor. An-

ders als im aktuellen ElektroG ist die Benennung eines Bevoll-

mächtigten mit Niederlassung in Deutschland durch einen auslän-

dischen Hersteller nicht verpflichtend. Eine Pflicht für ausländische 

Hersteller einen Bevollmächtigten zu benennen, halte ich für drin-

gend notwendig, um die Marktüberwachung zu stärken und die 

Sanktionierung ausländischer Hersteller, die sich nicht gesetzes-

konform verhalten, zu ermöglichen. Die Erfahrung z.B. bei der 

Marktüberwachung im Abfallbereich hat gezeigt, dass der Vollzug 

ohne einen Ansprechpartner in Deutschland massiv erschwert ist. 

Es ist zu befürchten, dass das System eines deutschen Bevoll-

mächtigten sich ohne Pflicht nicht durchsetzen wird, da dieser im 
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Falle der Bevollmächtigung die verwaltungsrechtlichen Pflichten 

des Herstellers übernimmt. 

 

• § 7 Absatz 2 Nr. 3 BattG sieht eine unentgeltliche Abholpflicht ab 

einer erreichten und gemeldeten Abholmenge von maximal 90 kg 

für alle Rücknahmestellen vor. Für viele kleinere Sammelstellen 

kann dies zu Problemen hinsichtlich der Lagerkapazitäten und Ge-

fährlichkeit der Lagerung der Altbatterien führen. Der Gesetzesent-

wurf sieht die Möglichkeit vor, kleinere Abholmengen zu vereinba-

ren. Diese ist allerdings recht unscharf formuliert. Daher schlage 

ich vor, für die kleineren Sammelstellen (wie z.B. Händler, gemein-

nützige Einrichtungen, Unternehmen und öffentliche Einrichtun-

gen) eine Abholmenge von 30 kg und für größere Sammelstellen 

(kommunale Sammelstellen und Verwerter) eine Abholmenge von 

90 kg festzulegen, wie es bereits im Arbeitsentwurf von 2019 vor-

gesehen war. Diese Regelung würde auch die Gefahr ausräumen, 

dass eine kleine Sammelstelle eine Abholmenge von 30 kg gegen-

über den Rücknahmesystemen nicht durchsetzen kann. 

 

• Kritisch ist anzumerken, dass in dem Entwurf keine verpflichtende 

Sicherheitsleistung durch die Rücknahmesysteme vorgesehen ist. 

Der jährliche Nachweis einer insolvenzsicheren Sicherheitsleis-

tung wäre notwendig, um die finanziellen Risiken möglicher Sys-

temausfälle abzusichern. 

 

• Ich befürworte die Pflicht der Rücknahmesysteme bei der Bemes-

sung der Beiträge der Hersteller Anreize dafür zu schaffen, dass 

der Hersteller die ökologische Gestaltung der Batterien berück-

sichtigt (§ 7a BattG). Es wird angeregt, zu prüfen, ob diese Rege-

lung zur besseren Vollziehbarkeit mit Sanktionsmöglichkeiten ver-

sehen werden können.  

 

• § 18 Absatz 3 BattG sieht eine Verpflichtung der Rücknahmesys-

teme Öffentlichkeitsarbeit durchzuführen. Auch hier wird angeregt, 

zu prüfen, ob diese Regelung zur besseren Vollziehbarkeit mit 

Sanktionsmöglichkeiten versehen werden können.  
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Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

 

 

 

 

 

 


	Im Einzelnen: 



